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Das Europäische Parlament,

- unter Hinweis auf die Richtlinie 75/729 EG, geändert durch die Richtlinie 92/56/EG, 
über Massenentlassungen, 

- unter Hinweis auf die Europäische Sozialcharta (Turin, 18. Oktober 1961) und die 
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie zum Schutz und zur Entwicklung der Arbeit 
(Artikel 136 EUV, Ex-Artikel 117),

- unter Hinweis auf seine vorangegangenen Entschließungen zur Schließung und zur 
Verlagerung von Unternehmen aus der EU,

A. in der Erwägung, daß das Unternehmen Goodyear unvermittelt die bevorstehende 
Schließung der Niederlassung Cisterna di Latina (Italien) angekündigt hat,

B. in der Erwägung, daß durch diese Maßnahme mehr als 600 Beschäftigte dieser 
Niederlassung arbeitslos werden,

C. in der Erwägung, daß Goodyear vom italienischen Staat zahlreiche Vergünstigungen für 
diese Niederlassung erhalten hat (entsprechend einer Deckung von 75% der Ausgaben 
mit Hilfe von Ausstattungskapital und zinsvergünstigtem Kapital),

D. in der Erwägung, daß das Unternehmen Goodyear seine Mitarbeiter in keiner Weise im 
Vorfeld über seine Absichten unterrichtet hat,

E. in der Erwägung, daß der US-Multi nicht bereit ist, die Anlagen abzutreten, und damit die 
von den Beschäftigten unter Beweis gestellte hohe berufliche Qualifikation zunichte 
macht,

1. verurteilt energisch die Schließung der Anlagen und das Verhalten der Goodyear-Leitung 
gegenüber ihrer Arbeitnehmerschaft;

2. verurteilt die Gleichgültigkeit von Goodyear gegenüber dem Beschäftigungsschicksal 
ihrer Belegschaft, eine Gleichgültigkeit, die sich insbesondere dadurch gezeigt hat, daß 
sich Goodyear einer möglichen Abtretung der Anlagen an Dritte konsequent widersetzt;

3. betont, daß Goodyear diese Anlagen dank einer hohen Finanzierung durch den 
italienischen Staat verwirklichen konnte;

4. verurteilt den Umstand, daß es immer häufiger zur Schließung von Anlagen nicht 
aufgrund einer Krise auf dem Markt kommt, sondern aufgrund von Entwicklungen, die 
im wesentlichen mit der Globalisierung zusammenhängen;

5. fordert Goodyear und alle anderen Unternehmen, die staatliche oder gemeinschaftliche 
Mittel erhalten haben, auf, diese Mittel zurückzuerstatten, wenn sie, wie in vorliegendem 
Fall, ausschließlich für eine Finanzoperation eines Multis verwendet werden;
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6. fordert die Kommission auf, Rechtsvorschriften zu erlassen, die a) die multinationalen 
Unternehmen dazu verpflichten, ihre Verpflichtungen gegenüber den Arbeitnehmerorga-
nisationen einzuhalten, und b) Sanktionen für den Fall einer Mißachtung der gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften festlegen;

7. fordert die Kommisison auf, die Möglichkeit einer Verpflichtung zur Rückzahlung von 
Steuererleichterungen durch ein Unternehmen zu prüfen, das sich nicht an die 
Vereinbarungen hält, das es mit den Stellen getroffen hat, die diese Vergünstigungen 
gewähren;

8. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der italienischen Regierung und der 
Leitung des Unternehmens Goodyear zu übermitteln.


